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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit entstand zum überwiegenden Teil während 
meiner Tätigkeit am Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung bei der 
Deutschen Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer. Abgeschlos-
sen wurde sie am Rechtszentrum für europäische und internationale Zusam-
menarbeit in Köln, wo ich im Anschluß an meine Speyerer Zeit als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter in der Abteilung "Staatsrecht und Verfassungsrecht 
in Europa" unter der Leitung von Prof. Dr. Dres. h. c. Klaus Stern beschäf-
tigt bin. 

Von der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer 
wurde die Untersuchung im Sommersemester 1999 als Dissertation ange-
nommen. Für die Veröffentlichung wurde sie überarbeitet, ergänzt und 
aktualisiert. Die Literatur konnte bis Januar 2000 berücksichtigt werden. 

Die Idee, sich dem Grundsatz der Subsidiarität einmal mit einem anderen 
Ansatz zu nähern, entstand bei einem Seminar von Univ.-Prof. Dr. Her-
mann Hill. Ihm danke ich für seine geduldige Betreuung der Arbeit, seine 
wohlwollende Bereitschaft, die verschiedenen Aufbau- und Schwerpunkt-
verschiebungen zu akzeptieren, vor allem aber für seine beharrliche Mah-
nung, Interdisziplinarität und den Bezug zur Praxis nicht aus den Augen zu 
verlieren. Dank schulde ich auch Herrn Univ.-Prof. Dr. Dr. Detlef Merten 
für die äußerst zügige Erstellung des Zweitgutachtens, besonders jedoch für 
zahlreiche Anregungen und seine stets konstruktive Kritik, die er mir wäh-
rend unserer dreijährigen Zusammenarbeit in Speyer und bei vielen Deides-
heimer Gesprächen hat zuteil werden lassen. Danken möchte ich ferner 
Herrn Univ.-Prof. Dr. Karl-Peter Sommermann, der trotz vielfaltiger eige-
ner Verpflichtungen mir immer ein kenntnisreicher und kritischer Diskussi-
onspartner auch zu später Stunde gewesen ist. Den Damen der Speyerer 
Hochschulbibliothek Frau Dipl.-Bibliothekarin Sybille Roßhirt und Frau 
Uschi Ohliger danke ich für ihre tatkräftige Unterstützung bei der nicht 
immer leichten Literaturrecherche. Zu großem Dank verpflichtet bin ich 
Frau Gabriele Billigen-Koenen, Sekretärin am Rechtszentrum für europäische 
und internationale Zusammenarbeit in Köln, für die zügige und professio-
nelle Erstellung des Manuskripts. 

Danken möchte ich schließlich meiner Familie für vielfaltige Unterstüt-
zung, die ich erfahren habe, besonders jedoch meinem Vater Winfried 
Moersch für die Mühe des Korrekturlesens und meiner Frau Ulrike 



6 Vorwort 

Moersch, M. A. (JHU), Mag. rer. publ., dafür, daß sie mir vor allem in der 
Endphase der Arbeit den Rücken freigehalten hat. 

Zu danken habe ich Herrn Univ.-Prof Dr. Siegfried Magiera und Herrn 
Univ.-Prof. Dr. Dr. Detlef Merten für die Aufnahme der Arbeit in die Reihe 
"Schriften zum Europäischen Recht" und dem Bundesrat für die Gewäh-
rung einer Druckkostenbeihilfe. 

Bonn, im März 2000 Wolfram Moersch 
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Einleitung 

I. Zur Thematik 

Mit der ausdrücklichen Erwähnung in Art. 5 des EG-Vertrages und in 
Art. 2 Abs. 2 des EU-Vertrages ist das Subsidiaritätsprinzip erneut in den 
Blickpunkt der rechtswissenschaftliehen Diskussion gerückt. Schon im Vor-
feld, vor allem aber nach der Unterzeichnung des sog. Maastrichter Vertra-
ges durch die Vertreter der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf-
ten am 7. Februar 1992 hat die Zahl der Publikationen, die sich mit dem 
Grundsatz der Subsidiarität befassen, inflationäre Ausmaße angenommen. 
Hinzu kommt noch, daß die Frage nach der Bedeutung des Subsidiaritäts-
prinzips für die Rechts- und Gesellschaftsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland bereits in den sechziger Jahren ein zentrales Thema der deut-
schen Staatsrechtslehre war, so daß sich Josef Isensee schon 1968 veranlaßt 
sah, seine grundlegende Arbeit1 zu diesem Problem thematisch zu rechtfer-
tigen2. 

Andererseits zeigt die große Zahl von Veröffentlichungen, die sich mit 
diesem der Sozialphilosophie entstammenden Grundsatz befassen, zum 
einen die große Bedeutung, die ihm als Organisationsprinzip für gegliederte 
Gemeinschaften zukommt, und zum anderen, daß eine abschließende und 
erschöpfende Behandlung dieses Themas kaum möglich ist. 

Daß dem Subsidiaritätsgedanken als "Strukturprinzip der Europäischen 
Union"3 und Kompetenzverteilungsmaxime zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten gerade von deutscher Seite größte 
Beachtung zugemessen wird, verdeutlicht insbesondere seine Aufnahme in 
den neuen Art. 23 Abs. 1 GG, der den ,,rechtsverbindlichen Auftrag"4 der 
Bundesrepublik Deutschland, "bei der Entwicklung der Europäischen 

1 J. lsensee, Subsidiaritätsprinzip und Verfassungsrecht 
2 Vgl. dazu J. lsensee, Subsidiaritätsprinzip und Verfassungsrecht, S. 11 f. 
3 Als solches bezeichnen ihn 0. Rojahn, in: v. Münch/Kunig, Art. 23, Rz. 17ff. 

und R. Streinz, in: Sachs, Art. 23, Rz. 16ff. 
4 So R. Streinz, ibd., Rz. 10; ähnlich H. Jarass, in: ders./Pieroth, Art. 23, Rz. 3; 

0 . Rojahn, ibd., Rz. 3. Die Bundesregierung spricht in ihrem Entwurf zu dem "Eu-
ropa-Artikel" von "Staatsauftrag", BT-Drs. 12/3338, S. 6. Ungeachtet der unter-
schiedlichen Terminologie besteht jedoch Einigkeit darüber, daß Art. 23 Abs. 1 GG 
Rechtsverbindlichkeit zukommt und die Vorschrift eine positive Handlungspflicht 
enthält, die sich gleichermaßen an Bund und Länder richtet. 

2 Moersch 
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Union" mitzuwirken, unter anderem von der Beachtung des Subsidiaritäts-
prinzips durch die Union abhängig macht. 

Darüber hinaus ist auf europäischer wie auf nationaler Ebene das Bemü-
hen erkennbar, die Einhaltung dieses Grundsatzes durch die Organe der 
Europäischen Gemeinschaften durch entsprechende institutionalisierte Prü-
fungsverfahren5 und Berichtspflichten6 sicherzustellen. Doch beschränkt 
sich die Bedeutung des Subsidiaritätsgedankens keineswegs auf die Bezie-
hungen und die Kompetenzverteilung zwischen der Europäischen Union, 
ihren Mitgliedstaaten und deren Glieder. 

Betrachtet man die Diskussion um die Reform des Sozialstaates und die 
Modemisierung der öffentlichen Verwaltung, erkennt man, daß die vorge-

5 V gl. dazu das in Anlage zu § 85 a GGO II enthaltene Prüfraster. Der Text der 
"Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien, Besonderer Teil" in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 1976, GMBI. I S. 550. Das "Prüf-
muster für die Subsidiaritätsprüfung" ist ferner aufS. 108f. des Materialbandes zum 
Abschlußbericht des Sachverständigenrates "Schlanker Staat" abgedruckt. 

6 So hat die Kommission der Europäischen Gemeinschaften nach Einführung des 
Subsidiaritätsprinzips durch den ,,Maastrichter Vertrag" am 24. November 1993 den 
"Bericht der Europäischen Kommission an den Europäischen Rat über die Anpas-
sung der geltenden Rechtsvorschriften an das Subsidiaritätsprinzip", KOM (93) 545 
endg., vorgelegt. Seitdem berichtet die Kommission entsprechend der Aufforderung 
des Europäischen Rates von Brüssel vom Dezember 1993 (vgl. dazu EA 1994, D, 
S. 16ff. [20]) jährlich über die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips. Vgl. dazu 
ihren "Bericht an den Europäischen Rat über die Anwendung des Subsidiaritätsprin-
zips im Jahre 1994", KOM (94) 533 endg. vom 25. November 1994, S. 6 und 16, 
in der durch das Dokument KOM 533 endg./2 vom 29. November 1994 korrigier-
ten Fassung, sowie den "Bericht der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
an den Europäischen Rat: Eine bessere Rechtsetzung - Bericht über die Anwendung 
des Grundsatzes der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit, über Vereinfachung 
und Kodifikation vom 21. November 1995, SEK (95) 580; Ratsdok. 12183/95. (Der 
Text ist ferner abgedr. in der BR-Drs. 904/95). Zu diesem Bericht hat der Bundes-
rat am 22. März 1996 ein Stellungnahme beschlossen, BR-Drs. 904/95 (Beschluß), 
die auf der Grundlage der Empfehlungen und Stellungnahmen der mit dem Korn-
missionsbericht befaßten Ausschüsse von 11. März 1996 ergangen ist, BR-Drs. 904/ 
1/95. Darüber hinaus hat auch die Bundesregierung am 26. Juni 1996 den "Bericht 
über die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips im Jahre 1995" (Subsidiaritätsbericht 
1995), BT-Drs. 13/5180, herausgegeben. Dieserumfaßt den Zeitraum vom 1. April 
1995 bis 31. März 1996 und schließt an den "Subsidiaritätsbericht 1994) vom 6. Juni 
1995 an, der sich auf den Berichtszeitraum vom 1. April 1994 bis 31. März 1995 
erstreckt. Am I. Juli 1997 legte die Bundesregierung den Subsidiaritätsbericht 1996 
für den Berichtszeitraum vom 1. April 1996 bis 31. März 1997 vor, BT-Drs. 13/ 
8174, dem am 17. Juni 1998 der Subsidiaritätsbericht 1997, für den Zeitraum 
1. April 1997 bis 31. März 1998, BT-Drs. 13/11074, folgte. Am 9. Februar 1996 
hat zudem der Sachverständigenrat "Schlanker Staat" einen Bericht mit dem Titel: 
,,Mit einer konzentrierten und subsidiaritätsgerechten Rechtsetzung zu einem starken 
Europa" vorgelegt, in dem die "stringentere Anwendung des Subsidiaritätsprinzips 
durch die EU-Organe und die Mitgliedstaaten als vorrangig für die Schaffung eines 
leistungsstarken, bürgerfreundlichen Europas" bezeichnet wird. 
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schlageneo Konzepte, soweit sie nicht auf die Einführung von Marktmecha-
nismen im weiteren Sinne gerichtet sind, stark an die ordnungspolitischen 
Argumente der siebziger und achtziger Jahre erinnern. So geht es bei den 
Forderungen nach einem .,schlanken Staat"7 , einer .,lean adrninistration", 
dem "sourcing- oder contracting-out", einer "public-private-partnership" 
oder ganz allgemein bei der Frage nach der Neudefinition der Staatsaufga-
ben letztlich darum, festzulegen, welche Funktionen als öffentliche Aufga-
ben ausgestaltet und staatlichen Stellen zur Erfüllung übertragen werden 
sollen oder müssen. 

Dabei wurde die Diskussion über dieses grundlegende ordnungs- und 
gesellschaftspolitische Thema jedoch bis in die achtziger Jahre hinein in 
erster Linie als Grundsatzfrage auf der Grundlage unterschiedlicher (Sozial-) 
Staatsauffassungen geführt, bei der das Spannungsverhältnis von indivi-
dueller Freiheit und Selbstverantwortung des einzelnen einerseits sowie 
andererseits des Umfangs und der Reichweite staatlicher Schutz- und Siche-
rungspflichten im Vordergrund stand. Die aktuelle Auseinandersetzung wird 
dagegen vornehmlich von der prekären Situation der Staatsfinanzen 
bestimmt, was die Diskussion häufig auf Fragen der Finanzierbarkeit staat-
licher Leistungen und Dienste verengt8. 

Doch trotz der gegenwärtigen Dominanz wirtschaftlicher und fiskalpoliti-
scher Argumente bleibt die Frage der Ausgestaltung der Staatsaufgaben 
letztlich eine ordnungspolitische und kompetentielle Diskussion, die große 
Parallelen und eine hohe Affinität zu der alten staatswissenschaftliehen 
Debatte um das sozialphilosophische Prinzip der Subsidiarität aufweist. 
Dies verdeutlicht, daß dem Subsidiaritätsprinzip mit seiner strukturellen und 
steuerungspolitischen Aussage letztlich auch in der Auseinandersetzung um 
eine Reform des modernen Leistungsstaates Bedeutung zukommt, auch 
wenn der Begriff .,Subsidiarität" hierbei seltener verwandt wird. 

Im Rahmen dieser Untersuchung ist es jedoch nicht möglich, die gegen-
wärtige Reformdiskussion unter dem Gesichtspunkt des Subsidiaritätsgedan-
kens zu würdigen. 

7 Vgl. dazu den von dem Sachverständigenrat "Schlanker Staat" vorgelegten 
"Abschlußbericht", in dem die konsequente Anwendung des Subsidiaritätsprinzips 
nicht nur für das Verhältnis der Mitgliedstaaten zu den Europäischen Gemeinschaf-
ten, sondern auch im Bund-Länder-Verhältnis nachdrücklich angemahnt wird (S. 27, 
40, 49). 

8 Symptomatisch für die Diskussion ist insoweit der Beitrag von W. Albers, Re-
form und Konsolidierung des Sozialstaats, S. 87 f., der zunächst ganz allgemein auf 
die Problematik der Staatsaufgaben hinweist, dann jedoch ausschließlich auf die 
Finanzierung der Pflegeversicherung eingeht. 
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